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SPD-Fachkonferenz mit MdB Ute Kumpf:

"Ohne bürgerschaftliches Engagement läuft nichts"

"In nur vier Jahren Regierungsverantwortung hat Rot-Grün für das bürgerschaftliche Engagement mehr auf den Weg gebracht, als bei Kohl in 16 Jahren". Diese knappe Bilanz zog die Stuttgarter Bundestagsabgeordnete Ute Kumpf zu Beginn einer SPD-Fachkonferenz zur "Zukunft des Ehrenamtes". Gastgeber war Ute Kumpfs Heilbronner Fraktionskollege Harald Friese, der sich im bis auf den letzten Platz besetzten Saal des Weinlokals "Zungenlupfer" über die gute Resonanz auf seine Einladung freute.

Zur Begründung ihrer Eingangsbilanz hatte die Abgeordnete ein passendes Beispiel schnell zur Hand. Sie verwies auf die so genannte "Übungsleiterpauschale", die Bundeskanzler Willy Brandt 1970 in Höhe von 1.200 Mark eingeführt habe und die von seinem Nachfolger Helmut Schmidt 1980 auf 2.400 Mark erhöht worden sei. Nach der letzten Erhöhung durch Bundeskanzler Gerhard Schröder liege die Pauschale jetzt bei über 3.600 Mark. Noch dazu sei der Kreis der Begünstigten von Rot-Grün deutlich erweitert worden. Von 1982 bis 1998 habe sich in dieser Hinsicht "dagegen nichts, aber auch rein gar nichts getan", lautete Ute Kumpfs Kritik an Schwarz-Gelb.

Dafür könne sie als Mitglied der 1999 auf Initiative der SPD-Bundestagsfraktion eingerichteten Enquete-Kommission “Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements” kein Verständnis aufbringen, "denn schließlich organisieren sich bundesweit gut 22 Millionen Menschen in freiwilligem ehrenamtlichen Engage​ment, in Selbsthilfeorganisationen und Nachbarschaftshilfe, in Vereinen und Verbänden, Nichtregierungsorganisationen, Gewerkschaf​ten, Netzwerken und Parteien. "Allein in Baden-Württemberg", ergänzte SPD-MdB Friese, "engagieren sich rund 4,4 Millionen für die eigenen und die Interessen anderer und tragen damit zur Gemeinwohl​orientierung in unserer Gesellschaft bei".

Grundsätzlich ist nach Ute Kumpfs Worten festzustellen, "dass sich in den letzten Jahren die Beteiligungsmög​lichkeiten und Engagementformen stark verändert haben". Eine kontinuier​liche, oft lebenslange Mitgliedschaft sei nicht mehr selbstver​ständlich. Statt dessen würden immer stärker zeitlich begrenzte Mit-Mach-Möglichkeiten in Projekten und Modellvorhaben nachgefragt. Die SPD unterstütze die Freiwilligen- und Netzwerkstrukturen wie auch Selbsthilfegruppen, die sich vielerorts gegründet hätten, denn diese "tragen maßgeblich dazu bei, Menschen anzusprechen, zu motivieren und zu qualifizieren".

Außerdem fördere bürgerschaftliches Engagement entscheidend den Integrationsprozess. In Vereinen und Verbänden fänden Menschen Heimat und Zugehörigkeit. Für Ute Kumpf ist es daher "Aufgabe des Staates, Rahmenbedingungen zu schaffen, damit sich Bürgerinnen und Bürger mit ihren vielfältigen Interessen entfalten und jenseits von Staat und Markt eine eigenständige demokratie​fördernde Zivilgesellschaft aufbauen können". Man müsse aber strikt darauf achten, dass bürgerschaftliches Engagement nicht zum Ausfallbürgen für nicht zu erbringende sozialstaatliche Aufgaben werde. Nicht minder wichtig ist für die Abgeordnete, "daß die Unternehmen das bürgerschaftliche Engagement stärker unterstützen, zum Beispiel durch Freistellungsregelungen für ihre Arbeitnehmer, die Einführung von Zeitkonten und durch Spenden".

Selbstredend sei Engagement nicht gleich Engagement, da viele Männer und Frauen herausragende Tätigkeiten ünernähmen, die den Schutz und die Sicherheit von uns allen garantierten. Deshalb, meinte Ute Kumpf, "erhalten diejenigen, die Aufwandsentschädigungen aus öffentlichen Kas​sen bekommen, wie beispielsweise die Feuerwehrleute, seit dem 1. Januar 2002 153 Euro Aufwandsentschädigung steuer- und sozialversicherungsfrei". Eine ähnliche Förderung erhielten Übungsleiter, Betreuer, Ausbilder und Erzieher durch die allgemeine steuerfreie Aufwandspauschale in Höhe von 1.848 Euro pro Jahr.

Die SPD werde dafür sorgen, "daß die Unterstützung des ehrenamtlichen Engagements durch den Bund gewährleistet und weiter verbessert wird". Dazu zählt Ute Kumpf die Erhöhung der Besteuerungsfreigrenze für die von Vereinen und Verbänden eingerichteten wirtschaften Geschäftsbetriebe auf 40.000 Euro, aber auch die Erarbeitung von speziellen Versicherungsverträgen für ehrenamtlich Tätige. Denn für eine SPD-geführte Bundesregierung, so Harald Frieses Fazit, "hat Vorrang, daß das ehrenamtliche Engagement endlich den Stellenwert einnimmt, den die freiwillig Aktiven in Deutschland seit vielen Jahren ein​fordern".

